Die drei zentralen Antworten der AUGE/UG auf die „schöne, neue“ Arbeitswelt, fortschreitende Digitalisierung und neue Formen sozialer Absicherung:
- Arbeitszeitverkürzung:
→ 30-Stunden-Woche und 6-Stunden-Arbeitstag mit Personalausgleich (verpflichtender Aufstockung der Belegschaft)
 und fairem Einkommensausgleich für untere und mittlere Einkommensgruppen
 als neuen, verkürzten Vollzeitstandard 

→ Nein zum generellen 12-Stunden-Arbeitstag und zur 60-Stunden-Woche – Lange Arbeitszeiten müssen Ausnahmen bleiben und dürfen keine Regel werde. Die volle Mitbestimmung über Kollektivvertrag, Betriebsrat und Arbeitsmedizin bei Arbeitszeitregelungen muss erhalten bzw. wiederhergestellt werden.

→ Weniger Überstunden und Mehrarbeit: Höhere Arbeitgeber-Beiträge zu Arbeitslosen-, Kranken- und Unfallversicherung bei Mehr- und Überstunden. Verpflichtende Personalaufstockung, wenn in einem Betrieb über lange Zeit regelmäßig Überstunden geleistet werden

→ All-in Verträge nur noch für Führungskräfte und ArbeitnehmerInnen ab einem Jahreseinkommen von 72.000 Euro

→ Recht auf „Nichterreichbarkeit“ außerhalb der vereinbarten Arbeitszeit (Recht auf Abschalten mobiler Geräte um Nichterreichbarkeit in Freizeit zu gewährleisten)

→ Schaffung eines modernisierten ArbeitnehmerInnenbegriffs (stärkerer Fokus auf wirtschaftliche statt auf persönliche Abhängigkeit), um auch z.B. neue Selbständige, freie DienstnehmerInnen und andere atypische Beschäftigungsformen in Arbeitsrechte und Arbeitszeitregelungen mit einzubeziehen

→ Arbeitszeitflexibilisierung im Sinne der ArbeitnehmerInnen und nach ihren Bedürfnissen: Recht auf verkürzte Arbeitszeiten in bestimmten Lebensphasen (z.B. zur Weiterbildung, Kinderbetreuung, Pflege) mit Rückkehrrecht zu Vollzeit. Recht auf länger zusammenhängende berufliche Auszeiten (Karenzen)  und Freistellungen jeweils mit Rückkehrrecht für Erholung, Weiterbildung, Pflege, Burn-out-Prävention ..

- Solidarische Grundsicherung – Bedarfs- UND Lebenslagenorientiert:
Als Ersatz für die Mindestsicherung und Ergänzung zum bestehenden Sozialversicherungssystem um in allen Lebenslagen und unabhängig von der Beschäftigungsform (typisch-atypisch, Vollzeit-Teilzeit) bzw. bei Arbeitslosigkeit Armut zu verhindern und gleichzeitig in spezifischen Lebensphasen finanzielle Sicherheit zu bieten, Perspektiven zu eröffnen und ein angstfreies Leben zu ermöglichen – z.B. um sich in der Erwerbsphase weiterzubilden, zu qualifizieren und beruflich umorientieren zu können, oder auch nur eine berufliche Auszeit zur Burn-out-Prävention zu nehmen.

→ Umbau der Mindestsicherung in eine solidarische, bedarfs- und lebenslangenorientierte 
Grundsicherung. 

→ Bedarfsorientiert und solidarisch:

- Anhebung auf Armutsgefährdungsschwelle um Sozialleistungen armutsfest zu machen

- deutliche Erhöhung der anrechenbaren Vermögensobergrenze, kein  Zwang zur sofortigen Vermögenswertung insbesondere bei Inanspruchnahme im Rahmen einer Karenz (Lebenslagenorientierung) – stattdessen Einführung von vermögensbezogenen Steuern (allgemeine Vermögenssteuern, Erbschafts- und Schenkungssteuer ...)

- kein Zugriff auf Wohnung, Fahrzeug, …

- Rechtsanspruch auf Qualifikation, Weiterbildung, Beratung und Betreuung

- Einführung einer Kindergrundsicherung die sich an monatlichen Kosten für Kinder orientiert, Ausbau von Kinderbetreuungs- und -bildungseinrichtungen, ganztägigen Schulformen, niederschwelligen therapeutischen Einrichtungen ...

- Ausbau infrastruktureller Grundsicherung – wie leistbarer Wohnraum, Pflege und Betreuung, niedrigschwelliger Zugang zu Gesundheits- und Bildungseinrichtungen

Notwendige Rahmenbedingungen u.a.:

- Mindestlohn von 1.750 Euro bei Vollzeit-Teilzeit

- Erhöhung von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung – mindestens 70 % Nettoersatzquote beim Arbeitslosengeld

- Einkommensschutz auch bei Teilzeit bzw. Mindestarbeitszeitpolitik um Ausweitung eines subventionierten Niedriglohnsektors zu verhindern

- solidarische Finanzierung – allgemeine Vermögenssteuer statt individuelle „Enteignung“ über Vermögensobergrenzen, Verwertungszwang etc. - insbesondere bei lebenslagenorientierter, zeitlich befristeter Inanspruchnahme

→ Lebenslagenorientierte Grundsicherung:

- Garantierte Absicherung gegen Armut in allen Not- und Lebenslagen – z.B. bei beruflicher Neu- und Umorientierung, bei längerer Erkrankung, psychischen Problemen, bei Trennung … ohne sofort dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen zu müssen bzw. ohne sofortigen Zugriff auf Vermögen mit entsprechender Beratung und Betreuung – unabhängig von der Beschäftigungsform d.h. auch für zuvor atypisch Beschäfigte wie „neue Selbständige“

- Garantierte finanzielle und sozial Absicherung bei Inanspruchnahme von beruflichen Auszeiten oder Freistellungen zu Weiterbildung, Burn-out-Prävention, Erholung, Pflege und Betreuung mit Rückkehrrecht in den Beruf

- Aus Steuermitteln finanzierte Grundpension als „erste Säule“ um Altersarmut vorzubeugen und ein Leben in Würde zu garantieren (Pensionsmodell)

- Bildungskonto (Arbeitstitel) – Rechtsanspruch auf Bildung und Qualifikationsberatung
„Fünf-Säulen-Modell“

→  Beratungsphase bei Arbeitslosigkeit

Orientierungshilfe zur Entscheidungsfindung hinsichtlich Qualifikation und Weiterbildung

→ Rechtsanspruch auf berufliche Erstaus
bildung (Schulabschluss, Lehre)

- insb. Anspruch auf Pflichtschulabschluss, 

- Anspruch auf Hilfe bei Überwindung von Lese-, Sprach-  und Ausdrucksschwächen

- Anspruch auf Abschluss eines höheren Schulabschlusses bzw. eine Lehrabschlusses/Berufsreifeprüfung/Studienberechtigung

Umfasst Rechtsanspruch auf Finanzierung einer (Aus-)Bildungsmaßnahme, kostenfreien Zugang zu Bildung und soziale Absicherung (Arbeitslosengeld- oder Grundsicherungsbezug) 

→ Rechtsanspruch auf Qualifikation

Jede/r Arbeitslose und ArbeitnehmerIn hat Zugriff auf ein Qualifikationskonto, auf eine zertifizierte Bildungs- und Qualifikationsmaßnahme (anerkanntes Zeugnis/Befähigungsnachweis) im Umfang von bis zu 3 Monaten (warum nur so kurz?)
, qualitätsgesichert. 

Umfasst neben Rechtanspruch auf Qualifikation und Finanzierung derselben die soziale Absicherung (Arbeitslosengeld-, NH- und/oder Grundsicherung) für die Dauer der Ausbildung 

→ Freistellung für Bildungs- und Qualifikationsmaßnahmen von ArbeitnehmerInnen

- ArbeitnehmerInnen haben über die Erwerbsphase hinweg Anspruch auf fünf Jahre Freistellung für (Weiter-)Bildungs- und Qualifikationsmaßnahmen. Der erstmalige Anspruch einer einjährigen Bildungskarenz entsteht nach mindestens fünfjähriger Erwerbstätigkeit
. 

- 3,5 Jahre der Bildungsmaßnahmen im Rahmen einer Bildungskarenz müssen in unmittelbarem Zusammenhang zu beruflicher Weiterbildung/Neuorientierung stehen, 1,5 Jahre der Bildungskarenz können für Bildungsmaßnahmen abseits beruflicher Weiterbildung und Qualifikation in Anspruch genommen werden.

- Rechtsanspruch auf eine Woche bezahlte Bildungsfreistellung im Jahr.

- Rechtsanspruch auf ein zeitlich befristete Teilzeit mit Rückkehrrecht zu Vollzeit bei Inanspruchnahme einer (Weiter-)Bildungsmaßnahme.

- Es ist ein überbetrieblicher „Solidaritäts- und Qualifizierungsfonds“ einzurichten
, der auf Wertschöpfungsbasis (Lohnsumme, Mieten/Pachten, Gewinne, Fremdkapitalzinsen) finanziert wird und zur Finanzierung individueller Qualifikationsmaßnahmen, Umschulungen etc. im Rahmen des Bildungskontos herangezogen wird.

Die  von Unternehmen zu leistenden Beiträge zum „Solidaritäts- und Qualifizierungsfonds“ sollen zwischen 0,5 und 1 % der Wertschöpfung liegen und sicher stellen, dass Digitalisierungsgewinne nicht ausschließlich privatisiert und Verluste – wie steigende Arbeitslosigkeit – sozialisiert werden:

* Aus dem „Solidaritäts- und Qualifizierungsfonds“ wird die Einkommensersatzleistung aus Arbeitslosengeld und Grundsicherung aufgestockt (abhängig von Dauer der Versicherungsdauer bzw. Alter, bis zur max. Höhe des ALG, mindestens Grundsicherung), um auch für einkommensschwache Gruppen die Bildungskarenz oder eine Grund- und Erstausbildung zu attraktivieren und soziale Absicherung zu gewährleisten. Aus dem „Solidaritäts- und Qualifizierungsfonds“ soll die Einkommensersatzleistung bis zu einer – wie von der AUGE/UG geforderten – allgemeinen Erhöhung des Arbeitslosengelds auf eine Nettoersatzquote von 70 % des Letzteinkommens erhöht werden (abhängig von Versicherungsdauer, Lebensalter ...
)

* Die Abfertigung neu – und bei Übertragung die Abfertigung alt - ist
 dahingehend umzuwandeln, dass für ArbeitnehmerInnen in Bildungsmaßnahmen zugegriffen werden kann. Zusätzlich soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass Überstundenzuschläge, Istlohnerhöhungen (entsprechend der Möglichkeit der Freizeitoption) auf das
 Bildungskonto übertragen werden können und im Falle der Inanspruchnahme einer Bildungsauszeit ausbezahlt werden.

�Ehrlich gesagt find ich das ein uneinhaltbares versprechen. Und es ist sachlich auch nicht immer gerechtfertigt. Der haupteffekt einer arbeitszeitverkürzung ist genaugenommen die weiterentwicklung von produktions- und arbeitsformen. Aber ich sags nur…


�Was heißt das? Wirksam ist das nur, wenn es einen vollen zeitausgleich gibt. Nur dann werden niedrigstlöhne erhöht…


�Das wort müsste erklärt werden. Das versteht ja niemand


�Warum nur erstausbildung? Das ist problematisch


�Darüber hinaus muss es die möglichkeit von sabbaticals geben bzw zugang auch zu längerdauernden ausbildungen. Das mit den drei monaten scheint ein missverständnis zu sein, das  sich aus dem bezug auf arbeitslosigkeit ergibt.


�Im ursprungsmodell gibt es auch zwei jahre zur völlig freien gestaltung, also auch ohne weiterbildung (weltreise und so)


�???? das erläutert sich nicht von selbst. Wer soll das auf welcher basis entscheiden? Ich tatert den punkt einfach streichen


�Gefällt mir gut!


�Ernsthaft jetzt?


�Ich würde es folgendermaßen formulieren: Abfertigung neu und bei Übertragung Abfertigung alt sind…


Ich wüsste nicht wie ein Zugriff auf die Abfertigung alt, vor allem in aufrechter Beschäftigung möglich sein kann. 


�Formulierungsvorschlag: auf das Bildungskonto übertragen werden können und im Falle der Inanspruchnahme einer Bildungsauszeit zur Anrechnung gelangen?





